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VORWORT

Mit der vorliegenden Arbeit soll versucht werden, einen Beitrag zur Erhellung der stadt-

planerischen Vorgänge und der sich daraus ergebenden baulich-funktionalen Struktur

und der Bevölkerungszusammensetzung in einem Großsiedlungsgebiet Berlins (West) aus der

Zeit nach dem 2. Weltkrieg zu leisten.

Großen Dank schulde ich meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. K.A. Boesler, der

mir wertvolle Anregungen für die Durchführung dieser Arbeit gab und sie mit hilfreichem

Rat förderte.

Ohne die Unterstützung der Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes Reinickendorf, stellvertre—

tend seien hier nur die Herren Hein, Brun, Jetses und Wagner genannt, wäre die Material—

beschaffung nicht durchführbar gewesen. Auch Herrn Dr. Bock von der Gesobau gebührt mein

Dank, der mir die Quellen der Gesobau erschloß und in Gesprächen wichtige Hinweise gab.

Herr Simon von der Abt. Jugend und Sport des Bezirksamtes Reinickendorf half mir mit An-

regungen für den Bereich der Bevölkerungsstruktur. Als äußerst hilfreich erwiesen sich

die Diskussionen, die ich mit den Herren Prof. Dr. G. Heinrich, Prof. Dr. O. Büsch,

Prof. Dr. J. Bartel, Prof. Dr. K. Haserodt sowie allen Mitgliedern des Seminars für

Geographie/Landeskunde und des Instituts für Geschichte und Landeskunde an der

Pädagogischen Hochschule Berlin führen konnte. Dem Kartographen Herrn J. Kruhöffer sei

an dieser Stelle für die Reinzeichnung der Karten und Graphiken gedankt.
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1 ZIELSETZUNG DER ARBEIT

1.1 Problemstellung

Die Untersuchung des Märkischen Viertels umfaßt folgende Problemkreise:

1. die Genese des Siedlungsgebietes

2. die infrastrukturelle Ausstattung

3. die bevölkerungsgeographische Analyse.

Jeder Problemkreis stellt bereits eine eigenständige Abhandlung dar, ohne daß allerdings

die gegenseitigen Verknüpfungen und Beeinflussungen dieser drei Bereiche sichtbar werden.

“So gilt es, über die Feststellung der Tatsachen und die Beschreibung der Erscheinungen

hinaus, den Kräften bei der Bildung und Umwandlung städtischer Landschaften nachzuspüren

und damit auch die hinter dem äußeren Bild wirkenden geistig-kulturellen und politisch—

gesellschaftlichen Faktoren zu berücksichtigen" (SCHÖLLER, P.‚ 1953, S. 161). Damit wird

in der Stadtgeographie ein entscheidender Schritt vollzogen, der von der isolierten Be-

trachtung einzelner Faktoren zur synthetischen Gesamtschau hinführen soll. Lag lange Zeit

das Gewicht stadtgeographischer Forschung auf der Systematisierung der städtischen Sied—

lungen, der Darstellung der Entwicklungsgeschichte oder der funktionalen Gliederung ein—

zelner Städte, in geringerem Maße auch bereits auf der sozialgeographischen Differenzie—

rung des Stadtgebietes, soll in dieser Arbeit das Hauptaugenmerk nicht allein auf der

Untersuchung der einzelnen Faktoren liegen, sondern “der Mensch in den Mittel“

punkt kulturgeographischer Betrachtungen treten" (SCHÖLLER, P.‚ 1953, S. 162).

Dies geschieht in dieser Arbeit durch die Darstellung des städtebaulichen Ent-

wicklungsprozesses eines abgegrenzten Teilbereiche Berlins und der darin enthaltenen

stadtplanerischen Problematik der Neuordnung eines ungeregelt bebauten Areals. Damit führt

diese Untersuchung zwangsläufig in das Gebiet der Stadtforschung, die einen Zugang der

Geographie zur Stadtplanung bildet (SCHULTZE, J.H., 1952). Aber nicht nur die Stadtfor—

schung im Rahmen der Stadtgeographie sondern auch die politische Geographie mit dem Augen-

merk auf der Untersuchung der politischen Entscheidungsprozesse und ihrer Auswirkungen

auf die Stadtentwicklungsplanungl) hat ihren Beitrag zur Stadtplanung geleistet.

Trotz dieser Ansätze wird die Stadtplanung von den verantwortlichen Stellen als Domäne

der Architekten betrachtet, da die Auffassung, “daß das Tun im Raum letztlich eine künst-

lerische Aufgabe ist" (SACK, M., 1976}, immer noch die Ultima Ratio in der Planung dar—

stellt. Aber gerade die vielfältigen Verknüpfungen der Geographie mit anderen Wissenschaf-

ten, die ihren Niederschlag in den geographischen Teildisziplinen finden, prädestinieren

den Geographen zur Mitarbeit in der Stadtplanung, denn "es ist heute generell anerkannt,

daß die moderne Stadtgeographie ohne soziologische, planerische und andere Gedankengänge

außerhalb des engeren geographischen Bereichs nicht auskommen kann" (HOFMEISTER, B.‚ 1969,

S. 8).

In der Arbeit tritt neben die Untersuchung des historischen Werdeganges des Gebiets und

den Versuch der Erhellung planungsrelevanter Hintergründe die Quantifizierung und Quali—

fizierung der Bevölkerungsstruktur zu zwei verschiedenen Zeitpunkten. Die Qualifizierung

soll aber auch im Vergleich zu Reinickendorf bzw. Berlin (West) vorgenommen werden.

Der baulichen Entwicklung des Gebietes und damit auch den planerischen Überlegungen muß

l) KRAUS, H., 1963; STAUBACH, H., 1963; PEHNT, W. (Hrsg.), 1974
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ein breiter Raum zugebilligt werden, da sonst die heutigen Strukturen ohne die Beziehung

zur Vergangenheit ihrer Grundlage entbehren müßten. Die Entwicklung Wilhelmsruhs vor der

Sanierung kann nur anhand des Archivmaterials dargestellt werden, während für den Zeit-

raum der Sanierung auch auf mündliche Darlegungen von Stadtplanern, Architekten und Ver-

waltungsfachleuten zurückgegriffen werden konnte.

Bei der Darstellung der Infrastrukturplanung ist die Rückkoppelung mit den Bevölkerungs-

strukturuntersuchungen unerläßlich, da der gesamte Planungsgang ständig durch die Entwick—

lung der Bevölkerungsstruktur beeinflußt wurde. Vor allem aufgrund der altersmäßigen Zu-

sammensetzung der Bevölkerung mußte die Infrastruktur den jeweiligen Veränderungen ange-

paßt werden.

Der baulich—funktionalen Struktur, und hier ganz besonders der sozialen und Verkehrsinfra—

struktur, kommt für die Qualität einer Großsiedlung eine außerordentliche Bedeutung zu.

Dabei wird natürlich auf die architektonische Gestaltung wenig Bezug genommen, vielmehr

stehen die infrastrukturelle Ausstattung und die Einordnung dieser Einrichtungen in das

gesamte Siedlungsgefüge sowie die Beziehungen zur Bevölkerungsstruktur im Vordergrund.

1.2 Materiallage und Verfahrensweise

Zur Darstellung der Genese des Siedlungsgebietes konnte auf Archivmaterial im Stadt-

planungsamt Reinickendorf und bei der Gesellschaft für sozialen Wohnungsbau (Gesobau) zu-

rückgegriffen werden. Das Archivmaterial bestand aus Karten, Schreiben einzelner Verwal-

tungsdienststellen und von Einwohnern des Gebietes, Aufschließungsverträgen, Gutachten,

Gerichtsurteilen, statistischen Aufstellungen, Besprechungsprotokollen, Aktennotizen,

Zeitungs— und Zeitschriftenartikeln. Bedauerlicherweise waren die Akten nicht vollständig,

was vor allem die Unterlagen des Magistrats von Groß-Berlin bis zur Spaltung Berlins

1948 und die in Pankow lagernden Grundstücksakten betraf. Doch konnten Vielfach fehlende

Sachverhalte aus nicht unmittelbar in Beziehung dazu stehendem Material rekonstruiert were

den. Da die Besiedlung eines großen Teiles des Wilhelmsruher Gebietes wild, d.h. ohne be-

hördliche Genehmigung erfolgte, sind zwangsläufig für diese Bereiche auch kaum Unterlagen

vorhanden.

Mit dem Jahr 1951 bessert sich die Materiallage spürbar, da nach dem Beschluß der Bezirks-

verordnetenversammlung, die Sanierung von Wilhelmsruh in Angriff zu nehmen, die Aktivi—

täten des Reinickendorfer Stadtplanungsamtes zunahmen, was zu einem vermehrten Aktenanfall

führte.

Bedauerlicherweise wurde die Einblicknahme in die Akten des Senators für Bau- und

Wohnungswesen verwehrt. Das Stadtplanungsamt Reinickendorf besitzt jedoch weitestgehend

die Protokolle der Sitzungen beim Senator für Bau- und Wohnungswesen, wodurch dieses Man—

ko zum großen Teil ausgeglichen werden konnte.

Die Gesobau unterstützte die Arbeit durch die Erlaubnis zur Benutzung ihres Archivs, was

vor allem für die Untersuchungen des Grundstückserwerbs und der Bevölkerungsstruktur

von außerordentlicher Wichtigkeit war.

Die Besitzstandskarten Wilhelmsruhs von 1821 und 1930 sind Verkleinerungen von glück-
licherweise im Stadtplanungsamt und im Vermessungsamt Reinickendorf vorhandenen Karten.

Die Baualterskarte und die Karte zur Gewerbestruktur 1962 konnten aus den Unterlagen des

Bauaufsichtsamtes und des Stadtplanungsamtes Reinickendorf erstellt werden. Die Gewerbe-

strukturkarte 1975 ist nach Kartierungen des Verfassers entstanden.

Zur Darstellung der Bevölkerungsstruktur wurden die Wohnblockdaten des Statistischen Lan—

desamtes für die Wohnungsstatistik 1956 und die Volkszählungen 1960 und 1970 herangezogen.

Außerdem steuerte die Gesobau noch die in den Mieterakten enthaltenen Daten für die zum
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Jahreswechsel 1968/69 und im Sommer 1974 jeweils ca. 500 bezogenen Wohnungen bei. Die

für die "Sozialgeographischen Karten von Wilhelmsruh“ benutzten Sommerauswertungen der

Wohnungsstatistik 1956 und der ortshygienischen Aufnahmen des Reinickendorfer Gesund-

heitsamtes konnten zur Ergänzung der Angaben nicht mehr herangezogen werden, so daß le-

diglich auf die vom Statistischen Landesamt veröffentlichten Zahlen zurückgegriffen wer—

den konnte. Die so verfügbaren Angaben wurden noch einmal auf Wohnblockbasis ausgewertet.

Dr. Hasselmann vom l. Geographischen Institut der Freien Universität Berlin hatte 1970

eine umfangreiche Befragung im Märkischen Viertel durchgeführt, die ein Drittel aller

damaligen Haushalte umfassen sollte. Bei 3.000 verteilten Fragebogen betrug der Rücklauf

nur ca. 12 %‚ die informative Einblicke in die sozialen Verhaltensweisen der Bevölkerung

ermöglichten und für diese Arbeit ebenfalls herangezogen wurden {HASSELMANN‚ K.H.‚ 1972).
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Abb.1 Lage des Märkischen Viertels innerhalb des Nordens von Berlin

Kartengrundlage: Übersichtskarte von Berlin 1:50 000



|00000023||

2 DAS MÄRKISCHE VIERTEL - WILHELMSRUH VOR DER SANIERUNG

2.1 Geographische Lage

Das 385 ha große Märkische Viertel, eines der Neubaugebiete aus der Zeit nach dem 2.

Weltkrieg, liegt im Nordosten des Verwaltungsbezirks Reinickendorf (Abb. l).

Die Begrenzung des Gebietes im Osten durch die Rosenthal-Liebenwalder Eisenbahn (Heide-

krautbahn) und im Süden durch den Nordgraben ist identisch mit der Grenze zwischen West-

und Ost-Berlin. Deutliche Begrenzungslinien gegen den übrigen Verwaltungsbezirk Rei—

nickendorf stellen die Nord-Süd-Bahn zwischen Wannsee und Frohnau im Westen sowie die

Tegel-Friedrichsfelder Industriebahn im Norden dar.

Die verkehrsmäßige Anbindung an das Stadtgebiet beschränkt sich auf drei Straßen: den

Eichborndamm in Süd—westlicher Richtung nach Tegel, die Oranienburger Straße und die

Roedern Allee in südlicher Richtung nach Reinickendorf und zum Zentrum hin. Die Verbin-

dung mit diesen Hauptverkehrsachsen wird im Süden des Untersuchungsgebietes durch die

Schorfheidestraße und die neue Straße Am Nordgraben, im mittleren Bereich durch den

Wilhelmsruher Damm, den die Stadtplaner als Magistrale des Gebietes bezeichnen, und in

nordwestlicher Richtung durch den Eichhorster Weg hergestellt. Die im nordöstlichen Be-

reich des Märkischen Viertels die Industriebahn in nördlicher Richtung überquerende

Quickborner Straße besitzt lediglich regionale Bedeutung, da sie im Ausflugsgebiet von

Lübars endet.

Das Märkische Viertel stellt demgemäß eine in sich abgeschlossene Einheit dar, die den

Versuch der Planung einer Stadt in der Stadt begünstigt. Ob die Realisierung dieser Vor-

stellungen in der erwarteten Art und Weise gelungen ist, soll im weiteren Verlauf der

ausführungen dargestellt werden.

Zur CharakteriSierung der großräumigen Lage innerhalb des Verwaltungsbezirks Reinicken-

dorf ist die generalisierende Gliederung des Bezirks in vier Bereiche möglich. Das

Märkische Viertel bildet den östlichen Anschluß eines von Tegel bis zur Sektorengrenze

reichenden Wohnbandes. Im Norden schließt sich mit dem Tegeler Forst, dem Tegeler Fließ

und den Agrarflächen des Dorfes Lübars ein der Bevölkerung zur Erholung dienendes Gebiet

an. Im Süden des Wohnbandes reicht ein teilweise unterbrochener Industriegürtel von Te-

gel bis Wilhelmsruh, der eine Abgrenzung gegenüber den südlichen Wohngebieten darstellt.

Die bei der Bebauung des Märkischen Viertels aufgetretenen Schwierigkeiten waren nicht

erst seit den Vorbereitungen zur Neuordnung dieses Gebietes bekannt, sondern ziehen sich

wie ein roter Faden durch die Entwicklungsgeschichte Wilhelmsruhs. Die Ursache dafür ist

in der Beschaffenheit des Untergrundes zu suchen.

Das Märkische Viertel liegt auf der Grundmoränenplatte des Barnim, die vor der Ausbil-

dung des Berliner Urstromtales eine geschlossene Fläche bildete. Bodenprofile (Abb. 2)

zeigen, daß sich Geschiebelehm- bzw. Geschiebemergelbänke mit dünnen Sandschichten

fluvioglazialen Ursprungs abwechseln. Im Bereich des holozän entstandenen Packereigrabens

und einer aus der gleichen Zeit stammenden nordwestlich gelegenen Nebenniederung haben

sich Schichten organischen Ursprungs wie Moorerde und Faulschlamm auf dem mineralischen

Untergrund abgelagert. Die wasserstauenden Lehm- und Mergelschichten liegen teilweise

in weniger als zwei Meter Tiefe und führen zu einer starken Wasserdurchtränkung des Un-

tergrundes. Neben dem hohen GrundwasserSpiegel ist vor allem das Auftreten von Schichten—

wasser eine unangenehme Begleiterscheinung dieser Untergrundverhältnisse. Der infolge

der ständigen Durchfeuchtung schmierige Geschiebelehm bzw. -mergel weist als Baugrund

eine unzureichende Tragfähigkeit auf, die eine mehrgeschossige Bebauung außerordentlich

erschwert.
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2.2 Entwicklung des Gebietes bis zur ersten Siedlungswelle

Die Bauern und Kossäten, denen das zum überwiegenden Teil in der Gemarkung Rosenthal und

nur zu einem kleinen Stück im nordwestlichen Bereich in Wittenau und im nördlichen Teil

in der Lübarser Feldmark gelegene Gelände gehörte, hatten bei der Bestellung ihrer Felder

ständig mit der hohen Bodenfeuchtigkeit zu kämpfen. Zur Absenkung des Grundwassers waren

bereits zu Beginn des vorigen Jahrhunderts Entwässerungsgräben vorhanden, die erst eine

Nutzung des Gebietes als Ackerland ermöglichten. Die tiefer liegenden Geländeteile waren

nur als Weide zu gebrauchen, da in Zeiten mit erhöhter Feuchtigkeit, z.B. zur Schnee-

schmelze, das Wasser sich bis über die Geländeoberkante aufstaute und das Gebiet überflu-

tete.

Auf der Brouillonkarte von 1821 (Abb. 3) ist schon das noch nach dem 2. Weltkrieg

existierende Straßensystem mit Wilhelmsruher Damm, Eichhorster Weg, Tornower Weg, Wentow-

steig und Quickborner Straße im Prinzip vorhanden. Der Wilhelmsruher Damm fungierte als

Verbindungsstraße zwischen den Dörfern Dalldorf und Rosenthal, während die Quickborner

Straße von Rosenthal nach Lübars führte und der Eichhorster Weg die Rosenthaler Feldmark

mit Hermsdorf verband. Tornower Weg und Wentowsteig besaßen lediglich die Bedeutung von

Feldwegen.

Das Gelände befand sich im Besitz von elf Bauern- und sechs Kossätenfamilien, einem

Stellmacher und einer weiteren Familie ohne Standesbezeichnung. Hinzu kamen je ein Weide—

gebiet für die Bauern und Kossäten und zwei Areale, die dem jeweils amtierenden Dorf—

schulzen und dem Lehrer zur Nutzung überlassen wurden.

In den zwanziger Jahren unseres Jahrhunderts haben sich die Besitzverhältnisse gegenüber

der Besitzstandskarte von 1821 erheblich gewandelt (Abb. 4).

Zwar”verfügenruxü1neun.der.i.J. 1821 verzeichneten Familien über Grundbesitz im Unter-

suchungsgebiet, doch sind ihre Besitztümer im Vergleich zu denen der neu auftretenden

Grundbesitzer erheblich zusammengeschmolzen. Industrieunternehmen, Fabrikbesitzer, Kauf-

leute, Baugesellschaften aber auch die öffentliche Hand treten jetzt als Eigentümer auf.

Zum Teil sind diese neuen Besitzverhältnisse auf die geringen Erträge der Äcker zurückzu-

führen, so daß ein Landverkauf sich als lohnender erwies. Zum anderen dachten finanzkräf-

tige Kreise ihr Geld für den Fall einer erneuten Inflation krisensicher anzulegen und

bei der mit Sicherheit zu erwartenden Aufschließung als Baugelände einen erklecklichen

Profit zu erzielen.

Die ersten großen Veränderungen im Gebiet von Wilhelmsruh bedeuteten die am 16. 7. 1877

erfolgte Eröffnung der Eisenbahnstrecke von Berlin nach Neubrandenburg und die Inbetrieb-

nahme der Niederbarnimer Eisenbahn am 21. 5. 1901. Verkehrten auf der Nordbahnstrecke

in der ersten Zeit nur zwei Personenzugpaare täglich sowie ein Vorortzug nach Oranien—

burg, so verstärkte sich der Verkehr nach der Einführung des regulären Vorortverkehrs

1891.

Bereits für das Jahr 1909 findet sich ein Bebauungsplan für den Wittenauer Gemarkungsteil

(Abb. 5). Das zwischen Oranienburger Straße, Straße 102, Holzweg und Industriebahn gele—

gene Terrain war als Wohngebiet mit bereits festgelegten Fluchtlinien ausgewiesen. Die

südlich und östlich daran anschließenden Bereiche sollten der Industrieansiedlung vorbe—

halten bleiben. Auffallend ist, daß schon zu dieser Zeit ein erheblicher Teil der Grund-

stücke sich nicht mehr in bäuerlichem Besitz befindet; so z.B. treten die Brüder Borsig

bereits 1909 als Grundstückseigentümer auf. Diesem Plan war wegen der nun folgenden

Kriegsjahre keine Realisierung beschieden.

Die etwa 1914 einsetzende, ohne Genehmigung der Behörden vorgenommene Parzellierung auf
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dem Gelände der späteren Siedlung “Neue Zeit" an der Straße 150 zog zuerst die Errichtung

von Lauben nach sich, die in diesem Gebiet zugelassen waren. Als die Kleingärtner dann

versuchten, ihre Lauben auch in den Wintermonaten zu bewohnen, begannen Polizei und Bau-

polizei Geldstrafen zu verhängen. Der bis zur endgültigen Sanierung währende jahrzehnte«

lange Kampf zwischen Siedlern und der Behörde hatte seinen Anfang genommen.

Die während des 1. Weltkrieges und vor allem in den Nachkriegsjahren herrschende Not

steigerte die Nachfrage nach Kleingärten außerordentlich, so daß am Anfang der zwanziger

Jahre im westlichen und südlichen Teil des Gebietes der größte Teil des Areals par-

zelliert und verpachtet war. Die Not der ersten Nachkriegsjahre mit Inflation und Ar-

beitslosigkeit zwang Teile der Bevölkerung zur Selbstversorgungswirtschaft zurückzu-

kehren, d.h. zum Anbau von Feldfrüchten, um zu überleben.

Die in Berlin herrschende Wohnungsnot nötigte in Verbindung mit der Arbeitslosigkeit vie—

le Arbeiter sich nach einer einfachen und vor allem billigen Unterkunft umzusehen. Der

größte Teil der in den Kleingartenkolonien entstandenen Lauben diente nicht mehr dem

vorübergehenden Aufenthalt sondern als Dauerwohnung. Es waren überwiegend sozial schwache

Bevölkerungskreise, die sich in den Kleingartengebieten als Dauerbewohner niederließen.

Als die Behörden auf diese wilde Besiedelung des als Kleingartengelände ausgewiesenen

Gebietes aufmerksam wurden,stand schonsnxierheblicherTeil{kurWohnlauben. Angesichts der

schwierigen wirtschaftlichen Lage ließ die Baupolizei die bereits vorhandenen Wohnlauben

stehen, drohte aber mit dem Abriß jeder neu errichteten Dauerbehausung. Doch auch in den

folgenden Jahren überforderte die Überwachung aller in Frage kommenden Gebiete die Behör-

den, so daß die Zahl der Wohnlauben ständig stieg.

2.3 Die Siedlungstätigkeit zwischen den Weltkriegen

2.3.1 Die ersten Pläne zur Bebauung des Geländes

Als Sich 1928 der kurze wirtschaftliche Aufschwung wieder seinem Ende zuneigte, bekunde—

ten zwei Unternehmer, die dort Grund und Boden besaßen, ihr Interesse an einer Auf—

schließung der in ihrem Besitz befindlichen Grundstücke zwecks Parzellierung.l) Da eine

Aufschließung immer nur in Übereinstimmung mit dem für das betreffende Gelände aufge—

stellten Bebauungsplan erfolgen konnte, ergaben sich bei dem Grundstück des Fabrikbe-

sitzers Heinze Schwierigkeiten, da noch kein Bebauungsplan vorlag. Für das Gelände des

Unternehmers Hampel existierte zwar ein Bebauungsplan, doch standen in Kürze Änderungen

daran bevor, denn ein projektierter Kanal vom Tegeler See bis zum Rosenthaler Industrie—

gebiet würde einen Teil des Hampelschen Geländes beanspruchen. Allerdings hatten die Be-

hörden bisher nur schemenhafte Vorstellungen von der Führung der Kanaltrasse.

Konkrete Aussagen über die Trassenführung des Nordkanals sahen 1930 einen großen Binnen-

hafen auf dem Wilhelmsruher Gelände vor. Vier Hafenbecken von je 60 m Breite sollten ei-

nen Eisenbahnanschluß an die Niederbarnimer Eisenbahn erhalten (Abb. 6).

Da zwischen 1928 und 1930 der schwierigen wirtschaftlichen Lage wegen keine Aussicht auf

Reali51erung dieses großen Projekts bestand, der Staatshaushalt zudem durch die Repara-

tionszahlungen aus dem Versailler Friedensvertrag außerordentlich angespannt war, konnte

1} Schreiben des Vermessungsbüros Ehrich a Dickel vom 31. 5. 1928 an das Hochbau- und
Siedlungsamt des Verwaltungsbezirks Reinickendorf.
Schreiben des Herrn W. Hampel vom 3. 10. 1928 an das Hochbau- und Siedlungsamt des
Verwaltungsbezirks Reinickendorf.
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das Hochbauamt Reinickendorf,vorbehaltlich der Genehmigung der zuständigen Bezirkskörper-

schaftenpden Ankauf eines 73.732 m2 großen Geländes südlich der Wittenauer Straße durch

die Gebrüder Laszlo nicht verweigern. Der Erwerber hatte die Absicht, das Gelände zu par-
l)

zellieren und als Kleingartenparzellen zu veräußern. Dieses Vorhaben scheiterte jedoch

vorerst am Einspruch des Hochbauamtes Reinickendorf, das auf den für dieses Gebiet be—

reits bestehenden Bebauungsplan hinwies, der allerdings nicht mehr den neuesten städte—
2)baulichen Anforderungen entsprach und deshalb eine Überarbeitung erfahren sollte. Das

Ausweichen des Hochbauamtes ist auf die unsichere Situation zurückzuführen, die mit der

Projektierung des Nordkanals heraufbeschworen worden war. Erleichtert wurde die Lage des

Hochbauamtes nicht, als das Kanal- und Brückenbauamt Berlin auf eine dementsprechende
3)

Anfrage mitteilte, daß dieses Gelände als Industriegebiet vorgesehen sei.

Für den neuen Besitzer ergab sich demzufolge keine ersprießliche Situation, da er in Er-

wartung der Zustimmung der Bezirksgremien zu seiner Transaktion den Kauf rasch getätigt

hatte und nunmehr die aus der Parzellierung erwartete Rendite ausbleiben sollte. Obwohl

der Plan des vorgesehenen Hafens 1930 ein weiteres Mal überarbeitet wurde und nun nur

das Gelände südlich der Wittenauer Straße (Wilhelmsruher Damm) von den Hafenanlagen in

4), sah sich die Bezirksverwaltung gezwungen, die Genehmi-Anspruch genommen werden sollte

gung zur vorläufigen Verwendung des Areals als Kleingartengebiet zu erteilen. Die Par-

zellierung wurde von dem in Bearbeitung befindlichen Bebauungsplan abhängig gemacht, der

auch die Aufteilung der angrenzenden Grundstücke Hampel und Kaienberg regeln sollte.5)

Inzwischen hatte die gemeinnützige AG "Heim und Garten" das Grundstück von Hampel über—

nommen und beabsichtigte,dort nun ebenfalls eine Kleingartenkolonie zu schaffen. Die

Nutzung des Geländes für Kleingartenzwecke durfte erfolgen, doch war die Errichtung von

Lauben zu Dauerwohnzwecken untersagt, da für den Fall der Inanspruchnahme als Industrie-

gebiet die Freimachung des Geländes von Dauerwohnern zu erheblichen Schwierigkeiten füh-
6)

ren würde.

Im gleichen Jahr erwarb die “Genossenschaft zur Beschaffung von Siedlungsgeländen" das

direkt an die Nordbahn anschließende Gebiet beiderseits der Wittenauer Straße und trat

jetzt mit einem Siedlungsplan an das Hochbauamt Reinickendorf heran. Für das

312.000 m2 große Gelände, das in die Bauklasse I eingestuft war, bestand nur zum Teil

ein förmlich festgestellter Bebauungsplan. Der von der Genossenschaft aufgestellte Sied-

lungsplan sah eine Aufteilung des Geländes in 310 Parzellen mit einer Größe von 650 bis

900 m2 vor. Eine Promenade, begleitet von einem breiten Grünstreifen, sollte die Siedlung

von Norden nach Süden durchziehen. Das Bezirksamt veränderte den vorgelegten Plan jedoch

rigoros, ohne mit der Genossenschaft in dieser Angelegenheit Rücksprache zu nehmen. An

die Stelle der im ersten Entwurf in der Mitte gelegenen Grünflächen trat nun ein etwa

200 m breiter Grünstreifen am Ostrand des Siedlungsgebietes, der eine Abschirmung gegen

das im Osten daran anschließende geplante Industriegebiet bewirken sollte. Trotz der

schweren Bedenken, die von der Genossenschaft gegen den vom Bezirksamt aufgestellten Be-

l) Schreiben von Franz Laszlo, Tabak- und Zigarrenfabrik, vom 22. 2. 1929 an das Hochbau-
amt Reinickendorf.

2) Schreiben des Hochbauamtes Reinickendorf vom 2. 4. 1929 an Franz Laszlo. Siehe auch
S. 66 in Zusammenhang mit dem Hafenprojekt.

3) Schreiben des Tiefbauamtes Reinickendorf vom 23. 4. 1929 an das Hochbau- und Sied-
lungsamt Reinickendorf.

4} Schreiben des Tiefbauamtes Reinickendorf vom 12. 7. 1930 an das Hochbau- und Sied-
lungsamt Reinickendorf.

5) Schreiben des Hochbau— und Siedlungsamtes Reinickendorf vom 2. 6. 1930 an das Ver-
messungsbüro Ehrich & Dickel.

6) Schreiben des Hochbau- und Siedlungsamtes Reinickendorf vom 10. 3. 193l an die AG
"Heim und Garten".
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1)bauungsplan vorgebracht wurden, hielt das Bezirksamt daran fest. Schließlich stimmte

die Genossenschaft doch dem vom Bezirksamt aufgestellten Plan zu, vor allem auch wegen
der vorgesehenen Aufschließung des Geländes nach den Bestimmungen der Bauklasse II, wo-

durch eine spätere Heraufzonung möglich wäre. Die Straßen nördlich und südlich der Witte—

nauer Straße sollten nur mit jeweils einer Einmündung an diese angeschlossen werden, um

diese Verbindungsstraße zwischen Wittenau und Rosenthal möglichst frei von einmündendem

oder kreuzendem Verkehr zu halten. Nachdem die Verhandlungen zwischen Genossenschaft und

Hochbauamt einen beide Seiten zufriedenstellenden Abschluß gefunden hatten, trat das

Tiefbägamt
des Bezirks mit einer Stellungnahme zur vorgesehenen Besiedlung auf den

Plan.

Zum erstenmal wird in den Akten des Bezirksamts, soweit sie den Krieg überstanden haben,

das später immer wiederkehrende Problem der Entwässerung angesprochen. Nur ein Teil des

Geländes beiderseits der Wittenauer Straße kann an die Schmutzwasserkanalisation ange-

schlossen werden. Für das übrige Gelände besteht die Möglichkeit eines Kanalisationsan-

schlusses nur dann, wenn entweder das gesamte Gebiet aufgefüllt wird oder aber die

Straßen höhergelegt werden. Solange nicht eine der beiden Möglichkeiten realisiert wird,

können bei der Bebauung lediglich Trockenklosetts genehmigt werden. Diese Bedenken des

Tiefbauamtes stellten keine unüberwindbaren Schwierigkeiten bei der Besiedlung des Gelän-

des dar. Das Bezirksamt und die Genossenschaft hatten eine Einigung erzielt, jetzt fehlte

nur noch die Zustimmung des Stadtamtes für Siedlungs- und Wohnungswesen in Berlin. Vom

Stadtamt wurden jedoch Bedenken im Hinblick auf die Entwässerungsfrage geltend ge—

macht3) ‚ wodurch die Zustimmung bis zum Jahre 1934 verzögert wurde. Es ist verständlich,

daß die Mitglieder der Genossenschaft bei einem sich über vier Jahre hinziehenden Ver-

fahren Zweifel an der Einstellung der Verwaltung gegenüber dem Bürger bekamen, vor allem

weil ihnen jährlich Kosten in Höhe von 30.000 RM entstanden, worauf sie schriftlich hin-

gewiesen hatten, ohne jedoch dadurch eine Beschleunigung des Vorganges zu erreichen.4)

Die Lage der Verwaltung war ausgesprochen schwierig. Einerseits war man angesichts der

wirtschaftlichen Situation und der herrschenden Wohnungsnot in höchstem Maße daran inter-

essiert, der Bevölkerung Wohnraum zu beschaffen bzw. dahingehende Eigeninitiativen zu

fördern, andererseits wollte man keine aus der Not der Stunde heraus geborenen Kon—

zessionen bei der Errichtung neuer Siedlungen eingehen, die später nur unter großen

Schwierigkeiten und unter einem erheblich höheren finanziellen Aufwand eliminiert werden
5)konnten.

Die Zustimmung des Stadtamtes konnte deswegen erst so spät erfolgen, weil Bezirkstiefbau-

amt und zentrale Tiefbaudeputation die Möglichkeiten einer Entwässerung des Gebietes aus-
führlich untersuchten. Nach den Recherchen der Tiefbau- und Stadtentwässerungsdienst-

stellenemußten
drei Bedingungen für die ordnungsgemäße Erschließung des Geländes erfüllt

werden. Die Siedlung mußte vollständig an die Vorflut— und Druckrohrleitungen der Kana-

l) In einem Schreiben vom 18. 7. 1930 an das Bauamt Reinickendorf beschwert sich die"Ge-
nossenschaft zur Beschaffung von Siedlungsgeländen”über das Verhalten dieser Dienst-
stelle. Der von der Genossenschaft aufgestellte Parzellierungsplan wurde vom Bauamt
abgeändert, ohne die Genossenschaft über die Änderungen zu informieren. Der neue Plan
sah einen höheren Anteil von an die Stadt abzutretenden Freiflächen vor, als die Sied—
ler bereit und in der Lage waren abzutreten.

2) Stellungnahme des Tiefbauamtes Reinickendorf vom 9.10.1930 zum Bebauungsplan des Be-
zirksamtes.

3} Schreiben des Stadtamtes für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin vom 2.10.1931 an die
zentrale Tiefbaudeputation.

4) Schreiben der Genossenschaft vom 21. 8. 1931 an die Deputation für das Siedlungs- und
Wohnungswesen Berlin.

5) Schreiben des Amtes für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin vom‚2.lo.1931 an die zen—
trale Tiefbaudeputation.

6) Schreiben der zentralen Tiefbauverwaltung an das Stadtamt für Siedlungs- und Wohnungs-
wesen Berlin, 11.2.1932.
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lisation angeschlossen werden. Außerdem war der Bau eines Pumpwerkes dringend erforder-

lich, da das Gelände nur über ein geringes natürliches Gefälle verfügt, teilweise sogar

Hohlformen ohne Abflußmöglichkeit auftreten. Für die getrennt vorgesehene Regenwasserab—

leitung konnte der Nordgraben als Vorfluter dienen. Die natürliche Vorflut des Geländes

stellt zwar der Packereigraben dar, doch wäre es wirtschaftlicher, die Regenwasserablei-

tung nach dem Nordgraben hin vorzunehmen. Die bei der Durchführung dieser Maßnahmen der

Berliner Stadtentwässerung entstehenden Kosten wurden jedoch als so hoch bezeichnet, daß

in absehbarer Zeit an eine Kanalisierung von Wilhelmsruh nicht gedacht werden könne. Um

aber den Siedlern trotzdem eine Bebauung ihrer Grundstücke zu ermöglichen, müßten die

Siedler Gruben bauen, in denen die Schmutzwässer gesammelt und bei Bedarf abgefahren wer-

den können. Zusätzlich sollten die Straßen wenigstens zwei Meter über dem Grundwasser-

stand angeordnet werden, um später den Einbau einer Kanalisation zu erleichtern. Die bei

einer Kanalisierung entstehenden Kosten veranschlagte das Tiefbauamt Reinickendorf 1931

mit 180.000 RM für die Schmutzwasserleitung und mit 90.000 RM für die Regenwasserlei—

tung.l} Bei der prekären Haushaltslage der Stadt Berlin in diesen Jahren waren diese

Kosten nicht tragbar. Das Amt für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin befürchtete außer-

dem, bei einer grundsätzlichen Erteilung der Baugenehmigung an die Siedler für

eventuell später infolge des hohen Wasserstandes auftretende Schäden an den Gebäuden,

schadenersatzpflichtig gemacht zu werden. Deshalb trat die vierjährige Verzögerung in

dem Bebauungsplangenehmigungsverfahren ein.

Nördlich an das Gelände der Genossenschaft zur Beschaffung von Siedlungsgeländen schloß

sich ein großes Grundstück im Besitz der Firma Borsig an. Die Firma Borsig hatte bislang

ihren Besitz an Kleingärtner verpachtet. Nun lief 1931 dieser Pachtvertrag aus und da

eine Verlängerung nicht zu erwarten war, beschlossen die Siedler unter Gründung der
2) Um die fi-

nanzielle Belastung der einzelnen Genossenschaftsmitglieder in einem erträglichen Rahmen

"Siedlungs- und Baugenossenschaft Neue Zeit" das Gelände anzukaufen.

zu halten, erhielten die Parzellen nur eine Größe von 500 m2, ein ursprünglich vorge-

sehener Grüngürtel fiel weg und die an die Stadt zum Bau der notwendigen Straßen unent—

geltlich abzutretende Fläche sollte höchstens 20 % des gesamten Siedlungsareals betragen.

Grundsätzlich war das Bezirksamt Reinickendorf mit dem von der Genossenschaft "Neue Zeit"

vorgelegten Parzellierungsplan einverstanden. Lediglich ein geplanter Kinderspielplatz

sollte an den Holzweg verlegt werden, da sich dort das Gelände wegen des hohen Grund-
3}wasserspiegels für die Bebauung als ungeeignet erwies. Zugleich einigte man sich auf

die Abtretung von nunmehr 23,2 % des 225.454 m2 großen Geländes, wobei auf eine Grün—

fläche am Bahnhof wittenau-Nordbahn 1.880 m2, auf das östlich an die Siedlung an—

schließende Moorgelände 20.800 m2 und auf Straßenland 29.793 m2, insgesamt also

52.393 m2, entfielen.4)

Trotz der städtebaulich ungünstigen wilden Besiedlung wollte das Bezirksamt von der ge—

setzlich vorgesehenen Möglichkeit des Abrisses,der mit dem Bebauungsplan nicht in Über—

einstimmung stehenden Baulichkeiten,keinen Gebrauch machen. Ein Anschluß an das Berliner

Kanalisationsnetz war aus den gleichen Gründen wie bei der“Genossenschaft zur Beschaffung

von Siedlungsgeländen”vorläufig nicht vorgesehen. Den Siedlern wurde wegen der ungünsti—

gen Grundwasserverhältnisse auch nicht die Anlage von Sickergruben gestattet, sondern

l) Schreiben des Tiefbauamtes Reinickendorf vom 7. 9. 1931 an das Hochbau— und Siedlungs-
amt Reinickendorf.

2) Schreiben der Siedlungs- und Baugenossenschaft “Neue Zeit" vom 28. 8. 1931 an das Be-
zirksamt Reinickendorf.

3) Schreiben des Tiefbauamtes Reinickendorf vom 27. 10. 193l an das Hochbau- und Sied-
1ungsamt Reinickendorf.

4) Bebauungsplan des Hochbau- und Siedlungsamtes Reinickendorf vom 26. 2. 1932. Obwohl
es sich nur um einen Richtplan, bestenfalls Bebauungsplanentwurf handelt, wird offi—
ziell der Terminus Bebauungsplan benutzt.
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die Errichtung von Trockenklosetts oder der Bau von Gruben, die ausgepumpt werden mußten,

zur Auflage gemacht. Die Straßen sind mit 9 m Breite für ein Siedlungsgebiet recht groß-

zügig konzipiert, denn in anderen Teilen Berlins hatte die Verwaltung bei ähnlichen Sied—
lungen teilweise eine Breite von nur 6,75 m bei den Siedlungsstraßen zugelassen. Für den

Holzweg und einen Teil der Friedensfelder Straße war eine Breite von 12 m vorgesehen,
l) Öffentliche

Einrichtungen wie z.B. Schulen sah die Planung im gesamten Wilhelmsruher Gebiet nicht

da sie einen Teil des nach Norden gerichteten Verkehrs aufnehmen sollten.

vor. Der Bebauungsplan, wie bereits bei der Genossenschaft zur Beschaffung von Sied-

lungsgeländen geschehen, passierte die Bezirksgremien und wurde zur endgültigen Beschluß-

fassung dem Stadtamt für Siedlungs- und Wohnungswesen von Berlin übergeben. Damit war

der Antrag erst einmal unter Hinweis auf die ungeklärten entwässerungstechnischen Proble-

me für einige Zeit auf Eis gelegt, denn die Magistratsverwaltung versagte ihm vorläufig

die Zustimmung. Erst am 31. 1. 1934 gab das Stadtamt für Siedlungs- und Wohnungswesen

auf einer Bebauungsplansitzung seine Zustimmung zu den bereits 1930 bzw. 1931 vorgeleg-

ten Bebauungsplänen.2) Endlich konnten nun die Grundbesitzer daran gehen, die notwendi-

gen Aufschließungsverträge mit der Stadt abzuschließen. Die Verhandlungen zogen sich auch

bei diesem Vorgang wieder in die Länge, da die Behörden erst für das ganze Gelände öst-

lich der Nordbahn die Aufschließungsmodalitäten festlegen wollten.

2.3.2 Die Folgen der ersten Aufschließungsverträge

Nach dem Zustandekommen des Aufschließungsvertrages verließ etwa ein Drittel der Siedler

die Pachtparzellen, da sie kein Interesse am Erwerb ihrer Grundstücke hatten. Der größte

Teil von ihnen trat der Kolonie Einigkeit an der Oranienburger Straße bei.

Nachdem die Genossenschaft "Neue Zeit" als Verhandlungspartner das gesamte Grundstück

erworben und anhand eines genehmigten Parzellierungsplanes unter den Genossenschaftsmit-

gliedern aufgeteilt hatte, kam es zu Schwierigkeiten bei der Tilgung der an Borsig zu

zahlenden Raten. Eine Reihe von Mitgliedern sah sich außerstande ihren Verbindlichkeiten

nachzukommen. Den einzigen Ausweg bot die Auflösung der Genossenschaft und der Abschluß

von Einzelkaufverträgen mit unterschiedlichen Bedingungen, was dann die Billigung aller

Beteiligter fand und auch dementsprechend durchgeführt wurde. Die Bebauung des Siedlungs—

geländes unter Hinzuziehung eines Bauträgers war nicht möglich, denn die finanzielle Be-

lastung der meisten Siedler aus Grunderwerb und Aufschließung überstieg bereits jetzt

das Maß des Erträglichen.

Das Gebiet konnte nur deshalb behördlicherseits in eine Siedlung umgewandelt werden,

weildie:besten Wohnlauben die Bezeichnung "Kleinstwohnhäuser" erhielten. Sofern die ande—

ren Lauben nicht mit dem Parzellierungsplan in Übereinstimmung zu bringen oder nicht er—

haltenswürdig waren, entfernte man sie. Ständige An- und Umbauten ließen einen Teil der

übrigen Wohnlauben zu kleinen Einfamilienhäusern werden. Soweit die finanziellen Verhält-

nisse es zuließen, ersetzte eine Reihe von Siedlern ihre Wohnlauben später durch massive

Siedlungshäuser. Nur wenige Relikte der ursprünglichen Wohnlaubenbebauung sind noch im

Gebiet der "Neuen Zeit" anzutreffen. Als großes Hindernis für die Überführung der Lauben"

l) Schreiben der Bauverwaltung Reinickendorf vom 10. 11. 1931 an das Amt für Stadtpla-
nung Berlin; Schreiben von F.W. Thieme (Bezirksleiter in der Stadtgruppe Berlin-Osten
I der Kleinsiedler e.V.} vom 8. 11. 1934 an das Tiefbauamt Reinickendorf.

2} Protokollauszug der Bebauungsplansitzung am 31. l. 1934 im Stadtamt für Siedlungs-
und Wohnungswesen Berlin, Tagesordnungspunkt 10.
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kolonie in eine geordnete Siedlung erwies sich die Ausweisung des Geländes als Bauklasse

I. Der Kampf um die Höherzonung in Bauklasse II währte bis zur Sanierung Wilhelmsruhs

und kommt im Laufe der Ausführungen noch zur Sprache.

Zusätzlich erschwerend kam hinzu, daß die Genossenschaft nach der Genehmigung des Bebau-

ungsplanes bereits mit der Veräußerung der Parzellen begonnen hatte, als im Frühjahr 1934

das Bauamt eine Verbreiterung der Straßen 116 und l2? von 9 auf 9,50 m forderte und zu-

sätzlich auf einer anderen Straßenführung der Straße 116 bestand. Die Forderungen bezüg-

lich der Straße 116 konnten durch Vornahme einer Neuvermessung erfüllt werden. Bei der

Straße 12? war eine Verbreiterung nicht mehr möglich, da die dort gelegenen Parzellen

sich nicht mehr im Besitz der Genossenschaft befanden sondern bereits an Siedler verkauft

waren. Um unsoziale Härten zu vermeiden, genehmigte das Amt für Siedlungs- und Wohnungs-

wesen ausnahmsweise für die Straße 127 die bestehende Breite von 9 m.l)

Im Jahre 1935 erhielt auch endlich die Firma Borsig die Genehmigung zur Aufschließung
2) In beidendes Wohnsiedlungsgebietes der Siedlungs- und Baugenossenschaft "Neue Zeit".

Verträgen (Genossenschaft zur Beschaffung von Siedlungsgeländen; Neue Zeit) wurde zur

Auflage gemacht, daß nur Wohnhäuser oder Gartenlauben errichtet werden dürfen, Wohnlauben

aber nicht erlaubt sind.3)

Für die Siedlung "Neue Zeit" lassen sich drei Zeiträume mit besonders starker Bautätig-

keit feststellen (Abb. 7).4)

der Bezirksgremien zum Bebauungsplan ein, obwohl das Stadtamt für Siedlungs- und

Die erste Bebauungswelle setzte 1932 nach der Zustimmung

Wohnungswesen noch nicht seine Entscheidung verkündet hatte. 1936 und 1937 war dann wie-

der eine verstärkte Bautätigkeit festzustellen. Die Siedlungstätigkeit hatte mit dem Ab—

schluß des Aufschließungsvertrages die rechtliche Grundlage erhalten. Zudem trug die Kon-

solidierung der Wirtschaftslage zu einer Stabilisierung der finanziellen Verhältnisse

der Siedler bei, die jetzt wieder langfristiger planen konnten. Die Schließung eines

großen Teiles der noch bestehenden Baulücken erfolgte dann in den Jahren 1938 und 1939.

Von Seiten des Staates erfuhr das Streben der Siedler nach einem Eigenheim Unterstützung,

als der Staatskommissar der Hauptstadt Berlin die Bezirksverwaltungen 1934 zur Auswei-

sung von Gebieten für den Bau von Kleinsthäusern anstelle von Wohnlauben aufforderte.5)

Das Hochbau- und Siedlungsamt Reinickendorf erklärte daraufhin die Gebiete südlich der

Wittenauer Straße bis zum projektierten Nordkanal und nördlich der Wittenauer Straße,

begrenzt von der Industriebahn im Norden und dem geplanten Grüngürtel an der Ostgrenze

der Siedlung "Neue Zeit", als geeignet für die Bebauung mit Kleinsthäusern (Abb. 8).6)

1) Schreiben der"Genossenschaft zur Beschaffung von Siedlungsgeländed‘vom 25. 9. 1935
an die zentrale Tiefbau-Verwaltung Berlin.

2] Schreiben des Vermessungsamtes Reinickendorf vom 24. 12. 1935 an die Firma A. Borsig.
3} Abschrift Nr. 63 des Urkundsregisters II für 1934, verhandelt Berlin-Wittenau, den

22. 3. 1934. Aufschließungsvertrag zwischen der Stadt Berlin und der"Genossenschaft
zur Beschaffung von Siedlungsgeländen".

4] Auflistung der einzelnen Grundstücke der Siedlungs— und Baugenossenschaft "Neue Zeit"
aus dem Jahre 1951.

5) Schreiben des Stadtamtes für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin vom 16.8.1934 an den
Bezirksbürgermeister des Verwaltungsbezirks Reinickendorf.
Diese Anweisung beruhte auf der Verordnung über die Regelung der Bebauung vom
15. 2. 1936 (RGBl. I, S. 104). Sie hat die Ausweisung von Kleinsiedlungsgebieten,
Wohngebieten, Geschäfts- und Gewerbegebietenzum.Inhalt. Gleichzeitig sah sie das Ver-
bot von Gebäuden mit mehr als einem Vollgeschoß und ausgebautem Dachgeschoß in be-
stimmten Bereichen, sowie die Festsetzung von Mindestgrößen für Baugrundstücke vor.

6) Schreiben des Hochbau- und Siedlungsamtes Reinickendorf vom 29. 8. 1934 an das Amt
für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin.
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Abb. 8

Ausweisung von Gebieten für den Bau von Kleinsthäusern
{zum Brief des Hochbau- und Siedlungsamtes Reinickendorf an SiWo VIC Berlin,

vom 29. 8. 34 )
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Dies war unter anderem auch deswegen möglich, da der auf dem Wilhelmsruher Gelände pro-

jektierte Hafen mittlerweile das Schicksal vieler Planungen erfahren hatte und in der

Schublade verschwunden war. Dafür sah man jetzt ein Industriegebiet vor, das sich vom

Bahnhof Rosenthal auf der westlichen Seite der Rosenthal—Liebenwalder Eisenbahn entlang

bis zum Lübarser Weg ziehen und das Gebiet bis zum Güterbahnhof an der Industriebahn um-

fassen sollte. Die Verkehrsanbindung auf dem Wasserwege wäre durch den geplanten Nordka-

nal gegeben.

Ebenfalls um die Aufschließung seines südlich der Wittenauer Straße gelegenen Besitzes

bemühte sich der Kaufmann Hampel. Nachdem ein erster Vorstoß in dieser Richtung 1928

scheiterte, konnte endlich 1934 nach dem Inkrafttreten des neuen Bebauungsplanes der Auf-

schließungsvertrag abgeschlossen werden.l) Eine Kanalisierung des Geländes zur Schmutz—

wasserableitung war aus den bei den anderen Siedlungen angeführten Gründen nicht möglich,

doch bereitete die Regenwasserbeseitigung wegen der Nähe des als Vorfluter vorgesehenen

Nordgrabens keine Schwierigkeiten.

2.3.3 Das Problem der Heraufzonung des Geländes

Immer wieder traten Siedler an das Bezirksamt und auch an den Oberbürgermeister von

Berlin mit der Bitte heran, eine Heraufzonung des gesamten Siedlungsgeländes von Bau—
2} Daraufhin wurde das Tiefbauamt Reinicken-

3)
klasse I nach Bauklasse II zu veranlassen.

dorf 1934 mit der Erstellung eines entwässerungstechnischen Gutachtens beauftragt.

Das Tiefbauamt bezeichnete den Bau eines Schmutzwassersammlers als Voraussetzung für eine

Heraufzonung. Aus finanziellen Gründen sei die Verlegung des Sammlers in nächster Zeit

nicht möglich, so daß ein Anschluß an die Kanalisation nicht vorgenommen werden könne.

Die Beseitigung der Fäkalstoffe müsse in Sammelgruben erfolgen, deren Inhalt abgefahren

wird.

Nach den Erfahrungen der Behörde werden allerdings die Abwässer von den Siedlern als Dün—

ger für ihre Gärten benutzt. Da der lehmige Untergrund zu einer Sättigung des Bodens mit

Fäkalstoffen führen kann, wird eine Mindestgröße der Grundstücke von 800 m2 als Voraus-

setzung für eine Heraufzonung des Gebietes in die Bauklasse II betrachtet. Diese Bedin-

gung war für die Siedler indiskutabel, da ihre Parzellen vorzugsweise eine Größe von 500

bis 600 m2 besaßen und außerdem nicht mehr die Möglichkeit bestand ihre Flächen zu ver-

größern. Selbst bei dem Vorhandensein von ausreichenden Reserveflächen wären die meisten

Siedler finanziell nicht zu einem weiteren Grundstücksankauf in der Lage gewesen.

Die im Bebauungsplan als Siedlungsgelände ausgewiesenen und auch bereits erschlossenen

Flächen konnten nach dem Dafürhalten des Bezirkstiefbauamtes heraufgezont werden. Die

Flächen nördlich der Wittenauer Straße, östlich des Holzweges, waren als Kleingartenge-

lände ausgewiesen und verblieben deshalb in der Bauklasse I. Wiederum war es das Amt für

SiWc4), das nach Rücksprache mit der Abteilung Stadtentwässerung der Haupttiefbauverwal-

tung den Antrag auf Heraufzonung für den nördlich der Wittenauer Straße liegenden Be—

reich wegen des hohen Grundwasserstandes ablehnte.5)

Eine Aussetzung der Bestimmungen für die Bauklasse I war nur auf dem Dispenswege möglich,

l) Abschrift Nr. 49 des Urkundsregisters II für 1934, Berlin—Reinickendorf, den 15. 3.
1934. Aufschließungsvertrag zwischen der Stadt Berlin und W. Hampel.

2) Schreiben des B. Hampel vom 30. 5. 1934 an das Bezirksamt Reinickendorf.
3) Entwässerungstechnisches Gutachten. Angefertigt vom Tiefbauamt Reinickendorf,

am 27. 8. 1934.
4) Amt für Siedlungs- und Wohnungswesen des Magistrats von Berlin.
5) Schreiben des Amtes für Siedlungs- und Wohnungswesen Berlin vom 10. 3. 1936 an den

Bezirksbürgermeister des Verwaltungsbezirks Reinickendorf.
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der ausnahmsweise die Bebauung nach Bauklasse II zuließ, dafür aber auch erhebliche

Schwierigkeiten und zusätzliche Kosten für den Antragsteller bedeutete. Die Parzellenbe-

sitzer machten trotzdem von der Dispensbeantragung regen Gebrauch, was zu einer Über-

bauung eines großen Teiles der Grundstücke führte. Eine Heraufzonung hätte also nur dem

vorhandenen Zustand Rechnung getragen. Das Bezirksamt hatte in Erkenntnis dieser Situa—

tion deshalb auch den Antrag bei der Stadtverwaltung gestellt. Um Notbehelfen bei der

Stadtentwicklung von vornherein zu begegnen,lehnte diese den Antrag ab.

Die Ausweisung des Geländes östlich des Holzweges als Kleingartengelände mit der Bau-

klasse I führte zu erheblichen Differenzen mit einem der dortigen Besitzer, dem Fabrikan-

ten Heinze, der ein 140.000 m2 großes Areal zum Zwecke der Industrieansiedlung erworben

hatte, bis zur Realisierung der Industrieansiedlungspläne es aber als Laubengelände ver—

pachtete. Da sich die vorgesehene Industrieansiedlung zum einen aus Kapitalmangel nicht

in die Wirklichkeit umsetzen ließ, zum anderen die ständige Änderung der behördlichen

Bebauungsplanvorstellungen für das ganze Gebiet die Grundbesitzer unsicher machte und

eine langfristige Planung erschwerte, wenn nicht gar unmöglich machte, trug sich Heinze

mit der Absicht, seinen Grundbesitz zu parzellieren und aufzuschließen, um ihn an die
l) Das Hochbauamt versagte Heinze die Genehmigung zur

2)
bisherigen Pächter zu verkaufen.

Aufschließung seines Geländes zu Wohnsiedlungszwecken. Im Wirtschaftsplan war das ganze

Gebiet als Kleingartengelände ausgewiesen. Die Aufstellung eines Bebauungsplanes war

nicht vorgesehen, weil die ungünstigen Grundwasser- und Bodenverhältnisse dazu erst die

Verlegung einer umfangreichen und teuren Entwässerungsanlage erfordern würden, was in

keinem Verhältnis zu dem erzielten Effekt stünde.

Erbost legte Heinze daraufhin sofort Beschwerde beim Staatskommissar der Hauptstadt

Berlin gegen diesen Bescheid des Bezirksamtes ein. Da die auf dem Grundstück liegenden

Lasten die Einnahmen bei der Nutzung als Kleingartengelände weit überstiegen, vertrat

er die Ansicht, daß "die Ausweisung dieses gesamten Geländes als Kleingartengelände ...

die Enteignung, mindestens die wirtschaftliche Enteignung des Grundbesitzes bedeu-

te ".3) Als Erklärung zur Ablehnung des Antrags war dem Amt für SiWo ein Schreiben des

Reinickendorfer Bezirksbürgermeisters zugegangen, worin auch darauf hingewiesen wurde,

daß
dir

Staatskommissar bereits die Umwandlung des Kleingartengeländes strikt abgelehnt

habe. )

Die ablehnende Haltung der Verwaltung im Fall Heinze führte zu einer Solidarisierung der
5)"Altbesitzer" des Gebietes zwischen Wittenauer und Lübarser Straße. Die von den Verwal—

tungsdienststellen angeführte Begründung, daß die ungünstigen Boden- und Grundwasserver-

hältnisse nur eine kleingärtnerische Nutzung zuließen, wurde von den Altbesitzern als

realitätsfremd bezeichnet. Lediglich für etwa 5 % des betreffenden Gebietes würde dies

zutreffen und zwar in einem Streifen entlang des Großen Grabens. Für die übrigen 95 %

des Geländes sei mit der nach Anlegung des Nordgrabens erfolgten Grundwasserabsenkung

der Versagungsgrund gegenstandslos.

Ein erstes Ergebnis zeitigten die Aktivitäten der Altbesitzer bei einer Besichtigung der
6)Laubengebiete in Wilhelmsruh durch Vertreter der Behörden. Die Baupolizei erhielt von

l) Schreiben des B. Heinze vom l6. 7. 1936 an das Hochbauamt Reinickendorf.
2) Schreiben des Hochbauamtes Reinickendorf an B. Heinze vom 29. 7. 1936.
3) Schreiben des B. Heinze vom 19. 8. 1936 an den Staatskommissar der Hauptstadt Berlin.
4) Schreiben des Bezirksbürgermeisters des Verwaltungsbezirks Reinickendorf vom 15. 9.

1936 an das Amt für Siedlungs- und Wohnungswesen, Abt. B, Berlin.
5) Schreiben der Altbesitzer in Rosenthal vom l. 10. 1936 an den Bezirksbürgermeister

des Verwaltungsbezirks Reinickendorf.
6) Aktenvermerk des Hochbauamtes Reinickendorf über eine Besichtigung in Wilhelmsruh am

10. 10. 1936.
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